
Quelle-Manager Mangold: Konkurrenz für die staatliche Post
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Mark zurück. Die Fabrik hat ihm näm
lich eine Jacke imWert von 260 Mark
geliefert, zuzüglich 15 Prozent Mehr-
wertsteuer.

Für seinenSchwindelbenutzte Fiele
so fand derFiskus heraus,mindestens
zwei Dutzend Firmen, dielängst in
Konkurs gegangenwaren. Die ergau-
nerten Beträge,meist in sechsstellige
Höhe, flossen zum größten Teil auf
drei Konten des EDV Bildungswerks
Brandenburge.V.

Diesen Verein hatte ElsbethFiele im
Juli 1991 gegründet, um damit an lu
krative Schulungsaufträge in denneuen
Bundesländern zukommen. Darau
wurde jedoch nichts, und soexistierte
der Verein nur auf dem Papier,Mit-
gliederversammlungen fandennicht
statt.

Vorsitzende im EDV Bildungswer
Brandenburg war Elsbeth Fiele,zwei-
ter Vorsitzender ihrBekannter Jürge
Pallas, ein kleinerEDV-Händler aus
Münster.Unter denfünf weiterenMit-
gliedern war auch derEhemann de
Vorsitzenden. Der machtesich im
April 1992 zum Geschäftsführer.Eine
Vollmacht, sobeteuern die beidenVor-
standsmitglieder,hätten sie ihmnicht
erteilt.

In Potsdam eröffneteFiele bei der
Deutschen, der Dresdner und derBer-
liner Bank Konten für den Verein. De
Banken präsentierte ereinen vom Ver-
einsvorstand unterschriebenenVertrag,
nach dem er als Geschäftsführerallein
über die Vereinskontenverfügen kön-
ne.

Kaum hatte der Oberinspektor d
drei Vereinskonten aufgemacht, land
ten dort die erschwindelten Millionen
aus den fingiertenVorsteuererstattun
gen.

Fiele und seine mutmaßliche Mittät
rin Manuela hättenwohl noch einpaar
Millionen mehr abgeräumt,wenn der
Betrugnicht Ende Maidurch einen Zu
fall herausgekommen wäre: Dietelefo-
nische Rückfrage einerBank landete
versehentlich bei einem Kollegen.

Daraufhin flüchteten Fiele und
Freundin Manuela. InFlorida wurden
die beiden aufgestöbert. Umnicht in
US-Haft zu kommen, stellten sich die
beiden am Samstag vorletzterWoche
der Kripo. Fiele legte gleich ein Ge-
ständnis ab.Rund 5 Millionen Mark
sind inzwischen sichergestellt; wo d
restlichen 2,2 Millionen sind, istnoch
unklar.

Inzwischen hat sich das Finanzamt
zwei Schuldige ausgeguckt: diebeiden
Vorstandsmitglieder des EDV Bil-
dungswerksBrandenburg.

SowohlElsbethFiele als auchJürgen
Pallas, so diePotsdamer Finanzbeam
ten in einem barschen Schreiben, h
ten „durch Ihr Verhaltenmaßgeblich
dazu beigetragen“, daßReinhardFiele
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„den von Ihnen vertretenen Verein f
seine Manipulationszweckebenutzen
konnte“, und ihmermöglicht, „zuschal-
ten und zu walten, wie erwollte“.

Da die beiden Vorstandsmitglieder i
ren – angeblichen – Geschäftsführer ni
mit der gebotenenSorgfalt überwacht
hätten, müßten sienach Paragraph 37
Absatz 2 Abgabenordnung für den en
standenen Schadenhaften. Auf den Ge
danken, daßsichReinhardFiele mit ge-
fälschtenUnterschriftenselbst zum Ge
schäftsführerernannt haben könnte, k
men die Finanzbeamten nicht.

Statt dessenforderten sie von denbei-
den Vereinsvorsitzenden, mit einerFrist
von siebenTagen,jeweils 6,47Millionen
Mark. Das istjener Betrag, den Oberin
spektor Fiele auf die Vereinskonten
überweisen ließ.

Bei ElsbethFiele ist die Frist abgelau
fen, derGerichtsvollzieher war schon d
Pallas, der nur mitMühe denVorschuß
für seinen Anwalt auftreibenkonnte, er-
wartet denGerichtsvollzieher in diese
Woche und rechnet mit einerZwangs-
hypothek aufseine kleine Eigentums
wohnung inMünster.

Weshalb die beidenjeweils 6,47 Mil-
lionen Mark zahlen sollen, wo doch
nach denlängst sichergestellten 5Millio-
nen Mark – nur 2,2Millionen der Steu-
erkasseabhanden gekommensind, ver-
rät das Finanzamt nicht.

Eines immerhin ist für Potsdam-Lan
klar: Nicht dasFinanzamt, sondern de
Vorstand des Vereinshätte den Oberin
spektorFiele kontrollierenmüssen.

„Gegen diese Kontroll- und Einwir-
kungspflicht“, raunzte das Finanzam
Potsdam-Land den münsterschenEDV-
HändlerPallas an, „haben Sie in grobe
Weiseverstoßen.“ Y
P o s t

Durch die
Hintertür
Das Versandhaus Quelle macht
Druck. Ein privates Unternehmen
soll schon bald Kataloge
und Zeitschriften transportieren.

inen Namen für das Mammutpro
jekt gibt esschon, die ersten ParEner stehen fest. Mit dem Alternat

ven Zustelldienst (AZD )will Quelle-
Chef Klaus Mangold dem staatliche
Postdienst baldKonkurrenz machen.
Gemeinsam mit anderen Unterne
men baut Quelle einflächendeckende
Vertriebsnetz auf, um Versandhausk
taloge, Zeitschriften undandereMas-
sendrucksachen zu transportieren. No
vor der Bundestagswahlrechne er mi
einer Lizenz, freutesich Mangold vor
kurzem. Mitte nächsten Jahressoll der
Serviceangeboten werden.

Die Zuhörerwaren verblüfft.Bislang
ist der Transport vonMassendrucksa
chen nochfest in staatlicherHand. Pri-
vate Konkurrenten wie der UnitedPar-
cel Service (UPS)dürfen dortnicht mit-
mischen.

Mangold drängtschon lange auf ein
Lizenz für dasGeschäft mit dersoge-
nannten Infopost. Quellegibt pro Jahr
rund 650Millionen Mark an Porto für
Kataloge undPakete aus.Private An-
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Trotz alljährlicher
Sparaktionen

verdoppeln sich
die Sozialausgaben
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bieter, behauptet derVorstandschef
könnten um 20 bis 30 Prozentbilliger ar-
beiten als der Postdienst.

Doch bislang hat sich dieGelbePost
stets erfolgreich gegeneine schnelle
Freigabe des Marktes gewehrt.Post-
dienstchef Klaus Zumwinkelwarnt, dem
Staatsbetriebdrohe ein Einnahmeau
fall von 3,5 Milliarden Mark. Zumwin-
kel: „Dasginge bei uns an dieSubstanz.“
40 000 Arbeitsplätze seiengefährdet.

BundespostministerWolfgang Bötsch
(CSU) hat sichfestgelegt, vor den Wah
len keineLizenz mehr zu vergeben. A
Mitte August will der Ressortchefüber
die Infopost verhandeln –mehrnicht.

Trotzdem liegt Mangold mit seinem
Optimismus nichtfalsch. Die Liberali-
sierer hoffen auf eine Freigabe durch d
Hintertür: Die Kommission derEuro-
päischenUnion soll ihnen helfen, da
staatlicheMonopol möglichst schnell zu
knacken.

Die Versandhäuserwollen, daß die Li-
zenz noch vor der Bundestagswahl i
Oktober vergeben wird. Anfangnäch-
sten Jahres entscheidetnämlich nicht
mehr allein das Postministeriumdar-
über, wer denZuschlagerhält.

Künftig wird ein Regulierungsrat, in
dem die Bundesländer vertretensind,
dabei mitreden. Dashatte die SPD
durchgesetzt. Dieser Rat würde die
zenz vermutlich nurunterdeutlich stren-
geren Auflagen vergeben.

Deshalb machen die Lobbyisten a
der Versandbranche zur Zeitverstärkt in
BrüsselDruck. Über dieZukunft der In-
fopostsoll nicht, wie ursprünglichvorge-
sehen, das Europäische Parlament,son-
dern nur dieEU-Kommissionentschei-
den. DerenVotum kämenicht nurdeut-
lich schneller, esfiele vermutlich auch
anders aus: Nach der entsprechen
Kommissionsvorlagesoll pro EU-Land
mindestens eine Infopost-Lizenz fürpri-
vateAnbietervergeben werden.

Diese Aussicht hat dieChefs der mei
sten europäischen Postunternehm
alarmiert. Am 30. Juni reisten elf de
zwölf Post-Spitzenmänner aus den St
ten der Europäischen Unionnach Brüs-
sel. Einhelligdrängten sie dieKommis-
sare Karel van Miert und Martin Bang
mann dazu,beim ursprünglichgeplanten
Verfahren zu bleiben.

Van Miert und Bangemannbetonten
jedoch, daß sie eine Entscheidung d
Parlaments bei diesemThemanicht für
nötig hielten. Zumwinkelhofft nun auf
die Abgeordneten. Ineinem zweiseiti-
gen Briefforderte er sie vergangene W
che auf,sich von derEntscheidungüber
den Postdienst nicht ausschließen zulas-
sen.

Besonders chancenreich ist dies
Vorstoß auchnicht: Das letzteWort
über das Abstimmungsverfahren ha
nicht dasParlament, sondern dieKom-
mission. Y
Alte Sprüche
HANS-JÜRGENSCHLAMP
undesfinanzministerTheoWai-
gel hat schon schlimmer gB trickst und geschönt als im ne

en Entwurf für den Bundeshaush
1995, den dasKabinettvorigen Frei-
tag verabschiedete.

Selbstverständlich versteckt
wieder einen zweistelligen Milliar-
denfehlbetrag in Sondertöpfen. W
sollte er sonst dieVorgabe seines
Kanzlers erfüllen, nicht nochmehr
Schulden als in diesemJahr zu ma
chen? Natürlichgibt esauch wiede
Luftbuchungen wie Einsparunge
von vier MilliardenMark bei der Ar-
beitslosenhilfe,über dieselbstOtto
Graf Lambsdorff spottet: „Dakann
ich auch einen Lottogewinn in de
Haushalteinstellen.“

Im großen und ganzenaber –
wenn die Ausgaben des Bundes n

um ein Prozentsteigen
und die Konjunktur
sichweiter bessert – is
der Bundesetat de
kommenden Jahre
halbwegs seriös finan
ziert.

„An allen Ecken
und Enden“ habe er

gespart, brüstetsichWaigel, und das
stimmt: DieEtats fürForschung und
Bildung wurden genauso geprüft w
die Ansätze für den Wohnungsba
Politische Weichenstellungen sin
nicht erkennbar. Davon gar, daß
diesemJahr „dieschwierige finanzpo
litische Übergangsphase der deu
schen Vereinigung zuEnde gehe“,
wie Waigeltönt, kannschon garkeine
Redesein.

JedenHaushaltsplanseit derEin-
heit verbanden KanzlerHelmutKohl
und seinKassenführer mit der Bo
schaft, noch einmal, einletztesMal,
werde esschwierig. Dann gehe es
bergauf. DieWechsel auf dieZukunft
wurden nie eingelöst.

Vor drei Jahren behaupteteWai-
gel, bis 1994 werde er die Neuver
schuldung auf rund 30 Milliarden
Mark halbieren.Tatsächlich muß e
in diesemJahrweitere 69 Milliarden
auf den gigantischen deutschen
Schuldenbergtürmen und kaum we
niger imnächsten. Jetztsoll dieNetto-
kreditaufnahme1998unter 30Milli-
ardensinken.

Versprechen –vergessen – neu ve
sprechen,dieselbeMethodegilt auch
beim Kassieren derSteuern. Wiede
werden jetzt Steuernachlässe ang
kündigt, etwa fürUnternehmen un
Familien.Doch in dermittelfristigen
Finanzplanung ist dafür keineMark
vorgesehen. Nicht einmal die vo
Verfassungsgerichtbefohlene Steu
erfreistellung des Existenzminimum
paßt inWaigelsPlanzahlen.

Es wird 45 bis 50 MilliardenMark
kosten, dasexistentielle Mindestni
veau jedes Steuerzahlers (gut 12 0
Mark im Jahr) vor demZugriff des
Fiskus zu schützen. Auch wenn
die Steuerjongleure alle verfüg-
baren Tricks anwenden, fehlen
ab 1996weiterezweistellige Milliar-
denbeträge in der Bundeskas
Entweder werden sich Waigels
Sprüche oder seine Zahlen als
Makulatur erweisen.
Wie sollte es auch
anders sein? Der Fi-
nanzminister ist nich
Gestalter, sonder
Getriebener de
Bonner Politik. Und
die 130 Milliarden
Mark, die er jährlich
in die neuenBundes-
länder überweist,sind zwar ein dik-
ker Batzen, abernicht seingrößtes
Problem.

Entscheidend fürWaigels Haus-
halt und dieSozialkassen ist, ob e
gelingt, die millionenfacheArbeits-
losigkeit abzubauen.Sonst fresse
die Sozialkosten allesauf. Im Bun-
desetat von1989 reichten noch 98
Milliarden Mark für den Sozialstaa
Deutschland. Trotz alljährlicher
Sparaktionen beimarmen Drittel
der Gesellschaftverdoppelnsich die
Sozialausgaben bis1995 auf 178Mil-
liardenMark. Tendenz: steigend.

Wenn die Produktivität schneller
wächst als die Produktion, dann
bringt auch der Aufschwungkeine
neuen Arbeitsplätze. Deutschla
fehlt eine arbeitsschaffende Politi
Das gesamte Instrumentarium ist
gefragt, von der kostenneutralen A
beitszeitverkürzung bis zu beschäf
gungswirksamenStaatsprämien.

Das kostetviel Geld, gewiß.Aber
die Beschäftigungskrise aussitzen
wollen wird sich amEnde alsunbe-
zahlbar erweisen.Mehr Jobs oder
der Bankrott desSozialstaats – da
ist die Alternative.
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